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Illegales Glücksspiel und kommunale Vollzugsdefizite in Nordrhein-Westfalen 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
Das illegale Glücksspiel in Nordrhein-Westfalen breitet sich trotz bestehender gesetzlicher Re-
gelungen ungehindert aus. Insbesondere nicht zugelassene „Fungames“ werden vermehrt in 
Kiosken, Tankstellen oder Gaststätten betrieben. Eine regelmäßige behördliche Kontrolle aller 
in Frage kommenden Betriebe erfolgt in den Kommunen aufgrund fehlender Ressourcen nur 
selten. Wie ein aktuelles Sachverständigengutachten anlässlich einer Anhörung im Innenaus-
schuss des Landtags Nordrhein-Westfalen belegt, sind viele Ordnungsämter personell, recht-
lich und technisch nicht in der Lage, ihrer gesetzlichen Aufgabe im Bereich der Glücksspielauf-
sicht gerecht zu werden.1 Die kommunalen Ordnungsbehörden sind somit in vielen Fällen nicht 
in der Lage, gegen diese rechtswidrigen Strukturen wirksam vorzugehen. Ein Bericht der NRZ 
beschreibt eindrücklich, wie sich illegale Glücksspielangebote in ganz NRW ausbreiten, was 
durch fehlende Zuständigkeiten, geringe Bußgelder und das Ausweichen der Anbieter auf 
schwer kontrollierbare Standorte wie Nebenräume und Hinterzimmer begünstigt wird.2 
 
 
Der Minister des Innern hat die Kleine Anfrage 6454 mit Schreiben vom 29. Oktober 2025 
namens der Landesregierung beantwortet. 
 
 
1. Wie viele Bußgeldverfahren wurden in den Jahren 2021 bis 2024 durch kommunale 

Ordnungsbehörden in NRW wegen Verstößen gegen das Glücksspielrecht 
(Glücksspielstaatsvertrag, Ausführungsgesetz NRW, Spielverordnung etc.) einge-
leitet bzw. abgeschlossen? (Bitte aufschlüsseln nach Jahr, Art des Verstoßes und 
Rechtsfolge) 

 
Nach den von den fünf Bezirksregierungen auf Grundlage kommunaler Meldungen übermit-
telten Zahlen wurden in den Jahren 2021 bis 2024 durch kommunale Ordnungsbehörden in 

 
1 Thelen, Michael (2025): Stellungnahme zum Gesetz zur Änderung des Ausführungsgesetzes NRW zum Glücks-
spielstaatsvertrag, LT-Drs. 18/2482, S. 7–9. 
2 Kaluza, Tobias: Warum Kriminelle auf illegales Glücksspiel setzen, in: NRZ, 30.01.2024, verfügbar unter: 
https://www.nrz.de/region/niederrhein/article241542296/Warum-Kriminelle-auf-illegales-Gluecksspiel-setzen.html 
(zuletzt aufgerufen am 01.09.2025). 

https://www.nrz.de/region/niederrhein/article241542296/Warum-Kriminelle-auf-illegales-Gluecksspiel-setzen.html
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Nordrhein-Westfalen 1.665 Bußgeldverfahren wegen Verstößen gegen das Glücksspielrecht 
eingeleitet und abgeschlossen. Hierbei ist zu beachten, dass die Bezirksregierung Köln die 
Daten für ihren Bezirk nicht abschließend erheben konnte. Die erforderlichen kommunalen 
Meldungen lagen zum Zeitpunkt der Beantwortung der kleinen Anfrage nicht vollständig vor. 
 
 
2. In wie vielen Fällen wurden durch Ordnungsbehörden in NRW im genannten Zeit-

raum (2021–2024) sogenannte „Fungames“ oder andere illegale Glücksspielge-
räte, sichergestellt bzw. beseitigt? 

 
Den auf kommunalen Meldungen beruhenden, durch die fünf Bezirksregierungen übermittel-
ten Zahlen zufolge wurden im genannten Zeitraum durch Ordnungsbehörden in Nordrhein-
Westfalen 640 sogenannte „Fungames“ oder andere illegale Glücksspielgeräte aufgefunden. 
Hierbei ist ebenfalls zu berücksichtigen, dass die Bezirksregierung Köln die Daten für ihren 
Bezirk mangels vollständiger kommunaler Meldungen nicht abschließend erheben konnte.  
 
 
3. Welche personellen und fachlichen Mindeststandards (z. B. IT-Forensik, rechtliche 

Schulungen, Zuständigkeitsregelungen) sind nach Einschätzung der Landesre-
gierung in Ordnungsämtern erforderlich, um illegales Glücksspiel wirksam zu 
kontrollieren? 

 
Nach Einschätzung der Landesregierung sind für die Ordnungsämter starre Mindeststandards 
in der Glücksspielkontrolle nicht zielführend, weil sich der Glücksspielmarkt fortlaufend verän-
dert. Als Reaktion auf diese Gegebenheiten bedarf es eines flexiblen und risikobasierten Voll-
zugsrahmens. Dieser beinhaltet interdisziplinäre Teams, geregelte Kommunikations- und Mel-
dewege sowie eine lagebildgestützte Kontrollplanung. Dieser Ansatz zeichnet sich dadurch 
aus, dass spezialisierte Einheiten ihre Fähigkeiten bündeln. Neben den Ordnungsämtern ge-
hören zu diesen Einheiten Spezialistinnen und Spezialisten aus Informationstechnik und Fo-
rensik sowie Beschäftigte der Glücksspielaufsicht.  
 
 
4. Welche Fortbildungs- bzw. Unterstützungsmöglichkeiten für Mitarbeiter kommu-

naler Ordnungsämter im Bereich Glücksspielkontrolle wurden durch die Landes-
regierung seit Inkrafttreten des Glücksspielstaatsvertrags 2021 angeboten respek-
tive gefördert? (Bitte mit Angaben zu Inhalten, Teilnehmerzahlen, Orten und Fre-
quenz) 

 
Die Unterstützung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Ordnungsämter im Bereich der 
Glücksspielkontrolle erfolgt in erster Linie durch die Bezirksregierungen, die im Rahmen ihrer 
Aufsichtsfunktion bei Fragestellungen und in Einzelfällen beraten und durch Rechts- und Voll-
zugshinweise Hilfestellungen bieten. Dies erfolgt beispielswiese auf Grundlage des Erlasses 
zur Überwachung der Einhaltung spielrechtlicher Vorschriften (sog. "Fun-Games-Erlass").  
Darüber hinaus können die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Ordnungsbehörden - auch in 
Hinblick auf Glücksspielkontrollen betreffende Themen - von dem institutionsübergreifenden 
Informations- und Erfahrungsaustausch sowie Wissenstransfer der Kooperations- und Netz-
werkpartner der Sicherheitskooperation Ruhr profitieren, die von der Landesregierung zur Be-
kämpfung der Clankriminalität in der Metropolregion Ruhr eingerichtet worden ist.  
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5. Wie bewertet die Landesregierung die Wirksamkeit der derzeit bestehenden Zu-
ständigkeitsverteilung zwischen Ordnungsämtern, Polizei und Bezirksregierun-
gen im Hinblick auf die Bekämpfung illegaler Glücksspielangebote? 

 
Auf Grundlage der bisherigen Erkenntnisse kann die aktuelle Zuständigkeitsverteilung positiv 
bewertet werden. Durch den in den Antworten zu Fragen 3 und 4 dargestellten intensiven 
Austausch zwischen den Ordnungsämtern und der Polizei sowie den Glücksspielaufsichten 
der Bezirksregierungen ist ein dichtes Netz zur Bekämpfung des illegalen Glücksspiels in 
Nordrhein-Westfalen geschaffen worden. Dieses Netz ermöglicht es, unter Beachtung der je-
weiligen Aufgaben und Zuständigkeitsgrenzen, institutionsübergreifend von den profunden 
Ortskenntnissen der Ordnungsbehörden zu profitieren und verstärkt an den jeweiligen rechtli-
chen, personellen und technischen Möglichkeiten zu partizipieren.  
 


